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1. Definition des Politikbereichs
Die Standard-Volkswirtschaftslehre schreibt dem Wettbe-
werb eine zentrale Rolle für das Funktionieren von Markt-
wirtschaften zu. Er stellt sicher, dass verfügbare Ressourcen 
bestmöglich alloziert werden und dass Unternehmen nach 
Effizienz und Innovation streben, wovon Konsument/in-
nen in Form niedrigerer Preise sowie größerer Produktviel-
falt und -qualität profitieren. Der Wettbewerbspolitik kommt 
die Aufgabe zu, einen fairen Wettbewerb mit Chancengleich-
heit für alle Marktteilnehmer („a level playing field“) zu gewähr-
leisten und Praktiken unlauteren Wettbewerbs zu verhindern 
bzw. zu bestrafen.

Grob gesprochen umfasst Wettbewerbspolitik zwei Bereiche: 
Zum einen ordnungspolitische Maßnahmen, die Konkurrenz 
fördern und Markteintrittsbarrieren minimieren sollen, zum 
anderen den Vollzug des Wettbewerbs- und Kartellrechts wie 
auch des staatlichen Beihilferechts. Damit soll das Entstehen 
von dominanten Marktakteuren (u.a. Monopole, Oligopole, 
Oligopsone) und Kartellen sowie Unternehmensabsprachen 
und Marktmachtmissbrauch unterbunden werden mit dem 
Ziel, das Verbraucherwohl, unternehmerische Effizienz so-
wie Fairness in Märkten zu fördern.1

2. Bedeutung für nachhaltige 
wirtschaftliche Entwicklung und die 
Agenda 2030
Märkte in Entwicklungsländern unterliegen oft nur einem 
eingeschränkten Wettbewerb, weil (1) Unternehmen unge-
straft wettbewerbswidriges Verhalten möglich ist und (2) der 
staatliche Ordnungsrahmen eine gesunde Konkurrenz nicht 
ausreichend fördert oder ihr sogar Hürden in den Weg stellt.2 
Dabei kann marktwirtschaftlicher Wettbewerb ein wichtiger 
Treiber von unternehmerischem Effizienzstreben und Inno-
vation (SDG 9) und folglich auch von Produktivitäts- und 
Wirtschaftswachstum (SDG 8) sein. Dies schafft einerseits 
Einkommen und sorgt andererseits für niedrigere Preise. 
Beides ist wichtig im Kampf  gegen die Armut (SDG 1) und, 
insoweit es Nahrungsmittel betrifft, auch für die Beseiti-
gung von Hunger (SDG 2). Bei handelbaren Gütern können 
durch Konkurrenz stimulierte Innovation und Produktivi-
tätszuwächse auch zu steigender internationaler Wettbe-
werbsfähigkeit und Exporten führen (SDG 17). 

Im Energiesektor wiederum kann die Wettbewerbspolitik ei-
nen Beitrag dazu leisten, dass der Zugang zu Energie er-
1 Weltbank und OECD (2017): A Step Ahead. Competition Policy for Sha-

red Prosperity and Inclusive Growth.
2 Weltbank (2016): Breaking Down Barriers: Unlocking Africa‘s Potential 

through Vigorous Competition Policy.

schwinglich bleibt oder wird; in den produzierenden Sek-
toren kann Wettbewerbsdruck ein Anstoß für Maßnahmen 
zur Steigerung der Energieeffizienz sein (SDG 7).

Indem sie überteuerten Preisen und Übergewinnen (in 
Form von Monopolrenten oder Kartellerträgen) entgegen-
wirkt, schafft die Wettbewerbspolitik zudem bessere Vor-
aussetzungen für eine gerechtere Verteilung von Einkom-
men und weniger Ungleichheiten (SDG 10).

Zuletzt hat die Wettbewerbspolitik auch Einfluss auf  die 
öffentlichen Finanzen und damit auch auf  die staatlichen 
Gestaltungsmöglichkeiten („policy space“) des Entwicklungs-
prozesses (SDG 16). Zum einen kann nämlich das staat-
liche Beschaffungswesen selbst Opfer von Wettbewerbs-
verstößen (in Gestalt von Angebotsabsprachen, engl. „bid 
rigging“) werden. Zum anderen umfasst die Wettbewerbs-
politik im weiteren Sinne auch das staatliche Beihilfewesen, 
welches ohne Kontrolle anfällig für rent-seeking und Kor-
ruption ist. Beides stellt eine Verschwendung der im globa-
len Süden ohnehin knappen öffentlichen Ressourcen dar.

Abschließend ist es wichtig zu betonen, dass Wettbewerb 
ein Mittel zum Zweck ist, um volkswirtschaftlich wün-
schenswerte statische (betreffend Ressourcenallokation, 
Preise, Einkommensverteilung) und dynamische Effekte 
(Innovation, Produktivitäts- und Einkommenswachstum) 
zu erzielen. Wettbewerb sollte aber nicht zum Selbstzweck 
verkommen oder zu einem Allheilmittel verklärt werden 
und dabei – unter Verweis auf  internationalen Konkurrenz-
druck – gar zu einem „race to the bottom“ bei Sozial-, Arbeits- 
und Umweltstandards führen, weshalb komplementäre ord-
nungs-, wirtschafts- und sozialpolitische Maßnahmen (wie 
soziale und ökologische Mindeststandards oder Konsumen-
tenschutz) eine wichtige Rolle für die Nachhaltigkeit wirt-
schaftlicher Entwicklungsprozesse spielen.

Zudem ist in manchen Gebieten nicht Rivalität, sondern 
Kooperation unter Unternehmen wünschenswert, um zu 
gesamtgesellschaftlich vorteilhaften Lösungen zu führen. 
Beispielhaft seien hier die Bereiche Forschung & Entwick-
lung, Technologietransfer, Kreislaufwirtschaft, Cluster-Bil-
dung oder die Ausarbeitung von technischen Normen/
Standards und unternehmerischen Verhaltenskodizes ge-
nannt. Auch haben einige der ostasiatischen Tigerstaaten 
im Zuge ihres rasanten Aufholungsprozesses in der zweiten 
Hälfte des letzten Jahrhunderts einen weniger restriktiven 
Zugang zur Wettbewerbspolitik gewählt, um Skaleneffekte 
und damit internationale Wettbewerbsfähigkeit sowie tech-
nologische Entwicklung zu fördern.3

3  Siehe z.B.: A. Amsden und A. Singh (1993): The optimal degree of  
competition and dynamic efficiency in Japan and Korea

https://openknowledge.worldbank.org/handle/10986/27527
https://openknowledge.worldbank.org/handle/10986/27527
https://openknowledge.worldbank.org/handle/10986/24688
https://openknowledge.worldbank.org/handle/10986/24688
https://mpra.ub.uni-muenchen.de/54982/1/MPRA_paper_54982.pdf
https://mpra.ub.uni-muenchen.de/54982/1/MPRA_paper_54982.pdf
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gung bestimmter Geschäftspraktiken, 

 » Überprüfung der Vergabe öffentlicher Aufträge, 

 » „Competition advocacy“: Analysen und Stellungnahmen zu 
den Wettbewerbs-Implikationen wirtschaftspolitischer 
und legistischer Vorhaben, 

 » Sanktionen (Geldstrafen, temporärer Ausschluss von 
öffentlichen Beschaffungsverfahren) und Compliance-An-
reize (Kronzeugen-Regelungen, Whistleblowing-System).

 » Überdies sollten Staatsbetriebe und das staatliche 
Beihilfewesen einer Kontrolle unterliegen, um im Sinne 
der Wettbewerbsneutralität ungebührliche Bevorzugung 
zu vermeiden.

Um effektiv zu sein, muss die Wettbewerbspolitik gut mit 
anderen Politikbereichen (Handels-, Agrar-, Industriepolitik) 
sowie sektoraler Regulierung (v.a. in Netzwerkindustrien) 
abgestimmt werden. Gegenwärtig steht sie zudem vor neuen 
Herausforderungen, insbesondere in der digitalen Ökono-
mie, wo die Verfügung über Daten die zentrale Quelle von 
(Markt-)Macht und Renten darstellt, der Zugang zu Plattfor-
men oft von sog. „Gatekeepern” kontrolliert wird und Netz-
werkeffekte besonders ausgeprägt ausfallen können. War 
Wettbewerbspolitik einst ein nationales Unterfangen, so ist 
sie heute zunehmend Gegenstand internationaler Verhand-
lungen und Vereinbarungen. Immer mehr Handelsabkom-
men enthalten Kapitel und Klauseln zur Wettbewerbspolitik 
und regionale Wirtschaftsgemeinschaften setzen sich nun-
mehr verstärkt das Ziel, die nationalen Wettbewerbsregeln 
ihrer Mitgliedsländer zu harmonisieren.6 

4. Relevante EZ-Instrumente zur 
Förderung des Politikbereichs 
Die EZ kann Partnerländer hier über finanzielle sowie tech-
nische Assistenz unterstützen. Erstere ist von Multilateralen 
Entwicklungsbanken (MEBs) erhältlich. „Policy lending“ zur 
Förderung von Wettbewerbspolitik wird v.a. von der Welt-
bank angeboten, vereinzelt werden Projekte aber auch von 
den regionalen Entwicklungsbanken finanziert.7  Diese Bud-
gethilfe soll von Empfängerländern insbesondere für die 
Etablierung bzw. Stärkung von Wettbewerbsbehörden und 
die Umsetzung von Reformen im ordnungspolitischen und 
wettbewerbsrechtlichen Rahmenwerk eingesetzt werden.

Technische Assistenz ist in diesem Bereich viel häufiger. Sie 
erfolgt in Form von Politikberatung, Maßnahmen zum (in-
stitutionellen) Kapazitätsaufbau (z.B. Trainings) sowie Wis-
sensgenerierung und -austausch, die beispielsweise dabei 

6 Siehe Weltbank (2020): Handbook of  Deep Trade Agreements
7  Beispielhaft sei auf  diese Projekte der Weltbank und der Asiatischen 

Entwicklungsbank hingewiesen.

3. Wesentliche Politikinstrumente
Zur Umsetzung von Wettbewerbspolitik stehen Regierun-
gen, wie erwähnt, einerseits ordnungspolitische Maßnahmen 
und andererseits Instrumente zur Durchsetzung relevanten 
(Wettbewerbs-, Kartell-, Beihilfen-)Rechts zur Verfügung. 
Erstere sollen den Markteintritt neuer Anbieter und den 
Konkurrenzkampf  fördern. Dazu zählen beispielsweise:4

 » ein wettbewerbsfördernder Rechtsrahmen, 

 » die Beschleunigung öffentlicher Verfahren (z.B. Firmen-
registrierung und -zulassung), 

 » die Öffnung von Märkten durch Aufweichung oder Auf-
hebung gesetzlicher Monopole sowie von Bestimmungen, 
die z.B. die Anzahl von Marktteilnehmern (Lizenzen), 
die Investitionen privater und/oder ausländischer 
Unternehmen, Importe oder den Zugang zu essentieller 
Infrastruktur einschränken,

 » die Beseitigung wettbewerbsbeschränkender sektorieller 
Regulierung,

 » die Eliminierung staatlicher Eingriffe (z.B. Preiskontrol-
len), von denen Anreize für Absprachen ausgehen. 

Zweitere sollen Verstöße gegen relevante Rechtsvorschrif-
ten, wie sie insbesondere in Wettbewerbs-, Kartell- und Bei-
hilfegesetzen normiert sind, verhindern bzw. ahnden. Als 
Beispiele typischen wettbewerbswidrigen Verhaltens von 
Unternehmen gelten Kartelle, (Preis)Absprachen, Marktauf-
teilungen (territorial oder nach Produkten), Angebotsver-
knappung, Aufbau und Missbrauch von Marktmacht (z.B. in 
Gestalt von Kampfpreisen oder Kopplungsgeschäften) so-
wie vertikale Wettbewerbsbeschränkungen (wie Exklusivver-
träge oder selektiver Vertrieb). Als wesentliche konkrete Ge-
genmaßnahmen sei hier genannt:5

Die Einrichtung und (ausreichende) Finanzierung einer un-
abhängigen Wettbewerbsbehörde, die folgendes umfassende 
Aufgabenportfolio wahrnimmt:

 » Marktbeobachtung (v.a. von Preisentwicklungen) und 
Branchenuntersuchungen, 

 » Aufdecken von und Vorgehen gegen Kartellvereinbarun-
gen; bei Verdachtsfällen Ermittlungen (Einsichtnahme in 
geschäftliche Unterlagen, Hausdurchsuchungen),

 » Fusionskontrolle bis zum Verbot von Unternehmenszu-
sammenschlüssen,

 » Kontrolle von Marktmacht und Missbrauchsaufsicht über 
marktbeherrschende Unternehmen bis hin zur Untersa-

4  Siehe Weltbank und OECD (2017): A Step Ahead. Competition Policy 
for Shared Prosperity and Inclusive Growth.  Weltbank (2016): Breaking 
Down Barriers: Unlocking Africa‘s Potential through Vigorous Competi-
tion Policy

5 Siehe UNECA (2021): Towards a Common Investment Area in the Afri-
can Continental Free Trade Area;

https://documents.worldbank.org/en/publication/documents-reports/documentdetail/685311594363725995/handbook-of-deep-trade-agreements
https://documents.worldbank.org/en/publication/documents-reports/documentdetail/561821584987307061/ethiopia-second-growth-and-competitiveness-programmatic-development-policy-financing
https://www.adb.org/projects/52078-001/main
https://www.adb.org/projects/52078-001/main
https://openknowledge.worldbank.org/handle/10986/27527
https://openknowledge.worldbank.org/handle/10986/27527
https://openknowledge.worldbank.org/handle/10986/24688
https://openknowledge.worldbank.org/handle/10986/24688
https://openknowledge.worldbank.org/handle/10986/24688
https://repository.uneca.org/bitstream/handle/10855/46741/Chapter 4.pdf?sequence=14&isAllowed=y
https://repository.uneca.org/bitstream/handle/10855/46741/Chapter 4.pdf?sequence=14&isAllowed=y
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helfen sollen, die Wettbewerbspolitik oder das Wettbewerbs-
recht des Landes zu modernisieren oder die Einführung von 
„good practices“ in der Wettbewerbsbehörde zu fördern. Das 
„Markets and Competition Policy Assessment Tool“ (MCPAT) der 
Weltbank8 oder das „Competition Assessment Toolkit“ der 
OECD9 sind Beispiele für Instrumente zur evidenzbasier-
ten Politikberatung. Auch andere internationale Organisatio-
nen sind in diesem Bereich tätig, offerieren Wissensprodukte 
(z.B. Berichte, Analysen, Handbücher, Benchmarkings, Eva-
luierungen) und organisieren Events (Konferenzen, Foren, 
runde Tische) zwecks Ausarbeitung und Verbreitung von 
„good practices“ sowie „peer-to-peer learning“.

5. Relevante EZ-Projekte
Das Vorhaben „Wettbewerb in den ASEAN-Staaten för-
dern“ unterstützt die ASEAN Staaten Kambodscha, die 
Volksrepublik Laos und Vietnam bei der Umsetzung der 
ASEAN-Schlüsselstrategien in den Bereichen Wettbewerbs-
recht und Dienstleistungshandel durch Stärkung der Umset-
zungsinstitutionen. Die Strategien prägen den institutionellen 
Ordnungsrahmen für investitions- und wettbewerbsfördern-
de regulierende Handlungen in den ASEAN-Staaten und 
führen zu höherer wirtschaftlicher Integration.

6. Kooperationen mit deutschen und 
internationalen Institutionen
In Deutschland ist das Bundeskartellamt für Partnerlän-
der eine interessante Quelle für Wissenstransfers zur Ar-
beit einer unabhängigen Wettbewerbsbehörde (z.B. im Rah-
men von Studienreisen). Auch die Exportförderungsagentur 
des Bundes (Germany Trade & Invest, GTAI), die Deut-
schen Auslandshandelskammern (AHK) und die Deutsche 
Industrie- und Handelskammer (DIHK) sind allesamt an fai-
ren Wettbewerbsbedingungen für deutsche Unternehmen in 
Auslandsmärkten interessiert und bieten sich folglich eben-
falls als Kooperationspartner an. Eine Reihe von wissen-
schaftlichen Einrichtungen arbeitet ebenfalls zu dem Thema, 
z.B. das Max-Planck-Institut für Innovation und Wettbe-
werb, das Düsseldorf  Institute for Competition Economics 
oder das Mannheim Centre for Competition and Innovati-
on (MaCCI).

Mit internationalen Organisationen bieten sich verschiede-
ne Möglichkeiten zur Zusammenarbeit im Bereich der tech-
nischen Assistenz. Der Markets and Competition Policy Cluster 
der Weltbank10 z.B. gewährt technische Beratung und capaci-
8 Dieses Tool wurde z.B. in Mexiko angewendet.
9  Siehe www.oecd.org/competition/assessment-toolkit.htm
10  Siehe www.worldbank.org/en/topic/competition-policy

ty-building zu Wettbewerbspolitik, sammelt Daten, veröffent-
licht Analysen und Blogs und veranstaltet gemeinsam mit 
dem International Competition Network (ICN) einen jährlichen 
„Competition Advocacy Contest“. Andere MEBs wie die Asia-
tische Entwicklungsbank (ADB), die Europäische Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung (EBRD) oder die Intera-
merikanische Entwicklungsbank (IDB) stehen ihren Mit-
gliedsländern ebenso mit Beratung und Maßnahmen zum 
institutionellem Kapazitätsaufbau zur Seite. Die ADB rich-
tet darüber hinaus die East Asia Conference on Competition Po-
licy aus, während die IDB gemeinsam mit der OECD das 
Annual Latin American Competition Forum organisiert.

Die OECD hostet zudem ein jährliches „Global Forum on 
Competition“ und kuratiert „Peer Reviews“ zur wettbewerbs-
rechtlichen Situation auch in Entwicklungsländern. Unter 
den UN-Organisationen ist insbesondere UNCTAD in die-
sem Bereich tätig und orchestriert z.B. ähnliche „Voluntary 
Peer Reviews of  Competition Law and Policy“. UNCTAD orga-
nisiert jährlich auch ein Treffen einer Intergovernmental Group 
of  Experts (IGE) on Competition Law and Policy, die aktu-
elle Themen sowie Möglichkeiten zur Verbesserung der in-
ternationalen Zusammenarbeit und Konvergenz diskutiert. 
Alle fünf  Jahre beherbergt UNCTAD zudem eine Review 
Conference zum „UN Set of  Principles on Competition“, einem 
multilateralen Abkommen zur Wettbewerbspolitik.11 

Zuletzt gewinnt Wettbewerbspolitik auch zunehmend an 
Prominenz in der Arbeit von Organisationen der regionalen 
Integration. So kennt die Vereinigung südostasiatischer Na-
tionen (ASEAN) einen „Competition Law and Policy Peer Re-
view“-Prozess, während das African Continental Free Tra-
de Agreement (AfCFTA) der Afrikanischen Union (AU) ein 
Protokoll zur Wettbewerbspolitik enthält, zu dem regelmä-
ßig ein “Committee on Competition Policy“ tagt. Die Umsetzung 
dieser Prozesse birgt neues Kooperationspotenzial.

11  Siehe https://unctad.org/Topic/Competition-and-Consumer-Protecti-
on

https://www.giz.de/de/weltweit/82767.html
https://www.giz.de/de/weltweit/82767.html
https://documents1.worldbank.org/curated/en/750671539354775059/pdf/AUS0000133-WP-REVISED-P164185-OUO-9.pdf
http://www.oecd.org/competition/assessment-toolkit.htm
http://www.worldbank.org/en/topic/competition-policy
https://unctad.org/Topic/Competition-and-Consumer-Protection
https://unctad.org/Topic/Competition-and-Consumer-Protection
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